
Bundessozialgericht

—8/5 RK 65/77 —

Verkündet am:
26. Oktober 1978

als UrkBeamter .
I m N a m e n d e s V o l k e s

der Gesch8telle

U r t e i l

in dem Rechtsstreit

O......I......conooococoooo uuuuuuuu ...

Klägerin und Revisionsbeklagte,

Prozeßbevollmächtigter:
.... ...... ....

g e g e n

ooooouoo..aooooonootooooooooooonooocoo

Beklagter und Revisionskläger.

Der 8. Senat des Bundessozialgerichts hat

auf die mündliche Verhandlung vom
26. Oktober 1978

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das

Urteil des Sozialgerichts Mannheim vom

24. Juni 1978 aufgehoben.

Die Klage wird abgewiesen.

Außergerichtliche Kosten haben die

Beteiligten einander nicht zu
erstatten.
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Unter den Beteiligten ist streitig, ob der Beklagte zu

Recht den über 100 % der Dezemberbezüge hinausgehenden

Betrag der Weihnachtszuwendung 1975 der Klägerin an

ihre Bediensteten beanstandet und angeordnet hat, von

den dafür Verantwortlichen Schadensersatz zu fordern.

Durch Beschluß vom 4. November 1975 gewährte der Vorstand

der Klägerin deren Angestellten, Auszubildenden und Beine-

machefrauen für das Jahr 1975 Sonderzuwendungen in Höhe

von 100 % der Dezember—Bruttobezüge und 50,— DM für

jedes kindergeldberechtigte Kind zuzüglich weiterer

225,— DM für die Angestellten, 150,— DM für die Auszu—
bildenden und 112,50 DM für die Teilzeitbeschäftigten.

Die Sonderzuwendungen wurden am 17. November 1975 vor—

behaltlos angewiesen.

'Das Landesaufsichtsamt für Sozialversicherung des

Beklagten beanstandete den Beschluß der Klägerin durch

Bescheid vom 5. Februar 1976, soweit darin über 100 %

der Dezember—Bruttobezüge zuzüglich 50,— DM für jedes

kindergeldberechtigte Kind hinausgehende Sonderzuwen-

dungen gewährt worden waren. Gleichzeitig wurde die
Klägerin angewiesen, den Gesamtbetrag der Überzahlung

festzustellen und dafür zu sorgen, daß ihr der durch
den beanstandeten Beschluß entstandene Schaden von
den hierfür Verantwortlichen anteilig nach dem je-

weiligen Grad ihres Verschuldens in vollem Umfang

ersetzt werde.

Das Sozialgericht (SG) Mannheim hat mit Urteil vom
24. Juni 1977 den Beanstandungsbescheid aufgehoben.

Art VIII 5 5 Abs 1 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheit—
lichung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern
(2. BesVNG) verbiete der Klägerin zwar seit seinem

Inkrafttreten (1. Juli 1975) in ihrer Dienstordnung (DO)
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Regelungen zu treffen, die der vom Gesetz angestrebten

Besoldungsharmonisierung widersprächen. Da am 4. November

4975 jedoch die gesetzliche Frist für die Anpassung der

DO noch nicht abgelaufen gewesen sei, könne der Beklagte

den Beschluß über die Sonderzuwendung nach dem 2. BesVNG

nicht beanstanden. Auch gegen das stets zu beachtende

Gebot der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit habe die

Klägerin nicht verstoßen, zumal der Beklagte die höhere

Weihnachtszuwendung für 4974 nicht beanstandet habe und

dem beanstandeten Mehrbetrag ein nennenswerter Einfluß

auf die inzwischen von 44,5 % auf 15,2 % gestiegene

Beitragsbelastung der Versicherten nicht zukomme.

Mit der zugelassenen Sprungrevision, der die Klägerin

zugestimmt hat, rügt der Beklagte Verletzungen des

Art VI Nr 2 % 6 des 2 BesVNG, des Gebotes einer wirt—

schaftlichen und sparsamen Mittelverwendung (% 25 Abs 1

Reichsversicherungsordnung —RVO—aF, % 563 RVO; @ 69

Abs 2 Sozialgesetzbuch —SGBIV —) und des Grundsatzes der

Stabilität und Homogenität des Besoldungsgefüges im öffent—

lichen Dienst. Abgesehen von der dienstordnungsmäßigen

Selbstbindung an die Höhe der Sonderzuwendungen für Landes—

beamte sei es nämlich mit Sinn und Zweck des 2. BesVNG
nicht vereinbar, durch Vorstandsbeschluß dem vom Gesetz

für die DO ausgesprochenen Anpassungsgebot zuwiderlaufende

Regelungen zu treffen.

Der Beklagte beantragt,

Das Urteil des SG Mannheim vom 24. Juni 1977

aufzuheben und die Klage abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision des Beklagten zurückzuweisen.

Sie hält das Urteil des SG für zutreffend und meint, aus der

DO sei eine Bindung an die Höhe der Sonderzuwendungen für

Landesbeamte nicht herzuleiten.
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Die Revision des Beklagten ist begründet.

Entgegen der Auffassung des SG hat die Klägerin keinen

Anspruch auf Aufhebung der angefochtenen Aufsichts—

anordnung, weil der Beklagte dabei die Grenzen seines

Aufsichtsrechts nicht überschritten hat. Das Aufsichts—

recht der Versicherungsbehörden erstreckt sich nach dem

bei Erlaß der Aufsichtsanordnung vom 5. Februar 1976

noch maßgebenden % 50 Abs 1 BVG darauf, daß Gesetz und

Satzung beachtet werden (nunmehr nach 5 87 Abs 1 SGB IV

darauf, daß Gesetz und sonstiges für die Versicherungs-

träger maßgebendes Recht beachtet werden). Darüber ist

der Beklagte bei der hier streitigen Beanstandung nicht

hinausgegangen; an sein im gegenwärtigen Verfahren nicht

zu beurteilendes Verhalten im Jahre 1974 ist er dabei

nicht gebunden.

Für die DO—Angestellten der Klägerin sieht @ 62 der DO

in seinem Abs 4 vor, daß ihnen eine Sonderzuwendung

gewährt werden "kann". Hier ist — anders als bei den
Versorgungsempfängern, deren Sonderzuwendung @ 62 Abs 2

der D0 durch Verweisung auf das Landesbeamtenrecht

regelt — der Klägerin die Entscheidung darüber vorbehal-

ten, ob sie ihren DO-Angestellten eine Sonderzuwendung

gewährt. Entschließt sie sich dazu, so ist sie bei Bestim-

mung der Höhe dieser Zuwendung aber nicht mehr frei. Zwar

folgt aus % 64 der DO entgegen der ursprünglichen Auf—

fassung des Beklagten keine Bindung der Klägerin an die

landesrechtliche Regelung der Sonderzuwendungen für

Beamte. Die Sonderzuwendung gehört nämlich, wie die

Klägerin zutreffend bemerkt hat, nicht zu den Dienst—

bezügen iS des 5 64 der DO und des Beamtenrechts (vgl
hierzu BSGE 51, 247, 254 sowie 5 4 Abs 2 und Abs 5 des

Bundesbesoldungsgesetzes idF des 2. BeSVNG). Die DO der
Klägerin verweist jedoch in 5 78 Buchst c — anders als

die in BSGE 51, 247, 256 beurteilte DO — schlechthin

auf die jeweiligen Vorschriften für die Landesbeamten
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über Pflichten und Rechte, soweit nicht etwas anderes durch

besondere gesetzliche Vorschrift bestimmt ist oder sich aus
der DO ergibt. Zu den Rechten der Landesbeamten in Baden—

Württemberg gehört der Anspruch nach dem Landesgesetz über
die Gewährung einer jährlichen Sonderzuwendung an Beamte

und Versorgungsempfänger vom 15. Oktober 1971 (GBl Baden-

Württemberg Seite 415) idF des Gesetzes vom 15. November

1975 (GBl Baden—Württemberg Seite 422). Danach erhalten die

Landesbeamten 100 % ihrer Dezemberbezüge als Grundbetrag

der Sonderzuwendung und 50,— DM Zuschlag für jedes Kind.

Die hier zu entscheidende Frage, ob die Klägerin über

diesen Betrag der Sonderzuwendung hinausgehen durfte,

könnte mithin nur dann bejaht werden, wenn etwas anderes

durch besondere gesetzliche Vorschrift bestimmt wäre oder

sich aus der DO ergäbe. Beides ist nicht der Fall.

Eine die erwähnte landesgesetzliche Regelung für die DO-
Angestellten der Klägerin modifizierende gesetzliche Vor-

schrift besteht nicht. Aber auch aus der DO der Klägerin

ergibt sich keine Einschränkung der in ihrem 5 78 Buchst c
enthaltenen Verweisung auf die Höhe der Sonderzuwendung für

Landesbeamte. Zwar ist der Klägerin in 5 62 Abs 1 der DO

die Entscheidung darüber vorbehalten, ob sie ihren DO—

Angestellten überhaupt eine Sonderzuwendung gewährt. Eine

die allgemeine Verweisung des 5 78 Buchst c der DO auch zur

Höhe ausschließende Regelung enthält 5 62 der DO — anders

als zB @ 61 zur Jubiläumsausgabe — nicht. Die Verwendung

des Wortes "Sonderzuwendung" anstelle des in der früheren

DO verwendeten Wortes "Weihnachtszuwendung" läßt vielmehr

ebenso eine Anlehnung an das Landesbeamtenrecht erkennen,

wie die uneingeschränkte Selbstbindung der Klägerin hinsicht—

lich der Sonderzuwendung für ihre Versorg*ungsempfänger an

die für die Landesbeamten geltende Regelung in € 62 Abs 2
der DO. 5 62 Abs 1 der D0 verweist zwar nicht auf das Landes—

beamtenrecht. Dennoch ist dieses maßgebend für die Begrenzung

der Höhe etwaiger Sonderzuwendungen. Insoweit enthält nämlich

5 62 Abs 1 der DO keine die allgemeine Verweisung des 5 78

Buchst c der DO auf die Rechte der Landesbeamten ausschließen—

de Bestimmung. Es kann insbesondere auch nicht angenommen wer—

den, daß eine Regelung der Sonderzuwendung in der DO mit - 6—JLaw – Gesetze und Urteile
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nicht begrenzter Höhe die nach 5 355 Abs 2 RVO erforderliche
Genehmigung seitens der Beklagten erfahren hätte (vgl inso—

weit BSGin SozR 2200 5 555 RVONr 1 und Erlaß des Landes—
aufsichtsamtes für die Sozialversicherung in Baden—Württem—

berg vom 9. November 1964 „ Nr II 271 „ abgedruckt bei

Kastner—Immand, Das Personalrecht der Krankenkassen, Stand:

Juli 1977,inBanl2 s. A 114/8 - 8a 59).

Bei Bemessung der Sonderzuwendung für die nicht der DO

unterliegenden Bediensteten mußte die tariflich nicht

gebundene Klägerin von 5 612 des Bürgerlichen Gesetz—

vbuches (BGB) ausgehen. Danach gilt eine Vergütung, zu

der auch die Sonderzuwendung gehört (vgl EA3E 15, 121, 152),

als stillschweigend vereinbart, wenn die Dienstleistung den

Umständen nach — hier unter dem Gesichtspunkt der Gleich—

behandlung aller Bediensteten der Klägerin — nur gegen eine

fum die Sonderzuwendung erhöhte) Vergütung zu erwarten ist.

‘Nach 5 612 Abs 2 BGB ist bei nicht bestimmter Höhe der
Vergütung in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung

als vereinbart anzusehen. Als übliche Sonderzuwendung für

den öffentlichen Dienst im Gebiet des Landes Baden-
Württemberg mußte die Klägerin jedenfalls die für alle
Beamten des Landes, der Gemeinden, Landkreise und

sonstigen der Aufsicht des Beklagten unterstehenden

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen

Rechts geltenden Sätze der Sonderzuwendung nach dem oben

bereits behandelten Landesgesetz beachten, zumal sie nach

5 62 Abs 2 und 62 Abs 1 iVm 5 78 Buchst c der DO für ihre
DO—Angestellten und Versorgungsempfänger maßgebend waren
und auch der - für Baden-Württemberg allerdings nicht

abgeschlossene — Tarifvertrag über eine Zuwendung für

Angestellte, Lohnempfänger und Auszubildende der Orts—

krankenkassen und ihrer Verbände vom 12. November 1975

idF der Änderungstarifverträge Nr 1 nach dem Stand von

Januar 1975 keine höheren Sonderzuwendungen vorsah. Bei
Beachtung des Grundsatzes wirtschaftlicher und spar—

samer Mittelverwendung (vgl BSGE 51, 247, 257), der in
der gesetzlichen Krankenversicherung seinen'Niederschlag

in den 55 25 ff, 182 Abs 2, 555, 585 EVO gefunden hat
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(vgl auch 5 69 Abs 2 SGB IV), durfte die Klägerin ihren nicht

der D0 unterliegenden Bediensteten keine über die für Landes—

beamte und Do—Angestellte maßgebenden Beträge hinausgehende

Sonderzuwendung gewähren.

Die Anordnung der Beklagten, den Gesamtbetrag der Überzahlung

festzustellen und für den Ersatz des der Klägerin entstande-

nen Schadens durch die hierfür Verantwortlichen zu sorgen,

ist ebenfalls rechtlich nicht zu beanstanden.

Nach der bei Erlaß des angefochtenen Bescheides noch bestehen-

den Rechtslage, die sich aus 5 44 Abs 4 des Gesetzes über die

Selbstverwaltung auf dem Gebiet der Sozialversicherung (SVWG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. August 4967 (BGBl I

Seite 947) ergab, hafteten die Mitglieder der Organe dem

Versicherungsträger für getreue Geschäftsführung wie Vor—

münder ihren Mündeln (vgl hierzu auch das Urteil des

erkennenden Senats in BSGE 59, 54, 59). Nach 5 44 Abs 4

Satz 2 SVWG konnte der Versicherungsträger auf Ansprüche

aus der Haftung nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde

verzichten und schließlich konnte diese nach % 44 Abs 4

Satz 5 SVWG die Haftung anstelle und auf Kosten des Ver—

sicherungsträgers geltend machen. Stand dem Beklagten aber

das einschneidende Aufsichtsmittel zur Verfügung, die Haftung

anstelle und auf Kosten des Versicherungsträgers geltend zu

machen, so liegen seine hier streitigen Anweisungen jedenfalls

im Rahmen des Aufsichtsrechts. Diese Anweisungen greifen näm-

lich in geringerem Umfang in das Selbstverwaltungsrecht der

Klägerin ein, als es @ 44 Abs 4 Satz 5 SVwG dem Beklagten
erlaubte. Denn der Beklagte hat es bewußt der Klägerin über—

lassen, zunächst einmal — nach Ausschöpfung der in der DO

enthaltenen Möglichkeiten — den Gesamtbetrag der Überzahlung

festzustellen. Weiter ist es Sache der Klägerin, den ihr ent—

standenen Schaden sowie die Verantwortlichen hierfür festzu—

stellen. Und endlich ist der Klägerin die Befugnis belassen,
bei den Verantwortlichen nach dem jeweiligen Grad ihres Ver—

schuldens, den sie festzustellen hat, selbst für Schadens—

ersatz zu sorgen.
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Da es sich in den streitigen Aufsichtsanweisungen

an die Klägerin um eine bei Entscheidung des

Revisionsgerichts noch nicht vollzogene Regelung

handelt, muß ihre Rechtmäßigkeit auch an der
in diesem Zeitpunkt geltenden Rechtslage gemessen

werden (vgl hierzu BSGE 7, 429, 455; 8, 408, 444).

Seit dem Inkrafttreten des SGB IV - ab 4. Juli 4977

(vgl Art II @ 24 Abs 4 SGB IV) — richtet sich die

Haftung der Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane

gegenüber dem Versicherungsträger nach 5 42 Abs 2

Satz 4 SGB IV; Sie haften für den Schaden, der dem

Versicherungsträger aus einer schuldhaften Verletzung

der ihnen obliegenden Pflichten entsteht. Zu diesen

Pflichten gehört jedenfalls, wie sich aus dem

Umfang der Aufsicht nach 5 87 Abs 4 SGB IV ergibt,

die Beachtung von Gesetz und sonstigem Recht, das

für die Versicherungsträger maßgebend ist. Auch

nach diesen Bestimmungen war der Beklagte mithin

befugt, der Klägerin gegenüber die Feststellung des

Schadens und Sicherstellung des Schadensersatzes

anzuordnen, zumal nach 5 42 Abs 5 Satz 4 Halb—

satz 2 auf einen entstandenen Schadensersatz—

anspruch nur mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde

verzichtet werden kann. Die streitigen Aufsichts—

anweisungen sind somit auch nach dem im Zeitpunkt

der Entscheidung des erkennenden Senats geltenden

Recht nicht zu beanstanden.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_9_

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 Abs 1
und 4 des Sozialgerichtsgesetzes.
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